
zwischen M ann und F rau . Beide sollten ihre Freizeit 
dazu benutzen, um einander die Ehe und das Leben an ­
genehm  zu gestalten. Die K lägerin h a t m it Recht das 
A nsinnen des V erklagten, ihm in die Bundesrepublik 
zu folgen, abgelehnt. Damit, daß der V erklagte die ehe­
liche Gem einschaft aufgehoben hat, ha t er zu erkennen 
gegeben, daß ihm  an der F ortführung  der Ehe nichts 
m ehr gelegen ist. E r  h a t ein leichtfertiges V erhalten 
zu r Ehe gezeigt, welches den m oralischen An­
schauungen der W erk tätigen  w iderspricht. Die Zivil­
kam m er h a t aus diesen Gründen die Ehe der P arteien  
geschieden.

Quelle: „DER SCHÖFFE“, Zeitschrift fü r Schöffen 
und Schiedsm änner; H eft 4 (A pril) des J a h r­
gangs 1957. S. 123 f.

Politisches Delikt als Scheidungsgrund

Von der politisch bedingten Ehescheidungspraxis der 
sowjetzonalen Gerichte sind seit jeher diejenigen beson­
ders hart betroffen worden, die ioegen eines politischen 
D eliktes bestraft und in eine der berüchtigten S traf­
vollzugsanstalten in der Sowjetzone eingewiesen wur­
den. Wenn ihnen nämlich die von dem in Freiheit be­
findlichen Ehepartner erhobene Scheidungsklage in der 
H aftanstalt zugestellt wurde, so blieb ihnen — woll­
ten sie sich innerhalb der H aftanstalt nicht noch wei­
teren Schikanen aussetzen  —  im allgemeinen nichts 
anderes übrig, als in die Scheidung einzuwilligen.
Die Beispiele für derartige unter dem unmittelbaren  
politischen Druck des SED-Regimes zustande gekom­
menen Ehescheidungen finden sich sowohl in der Zeit 
vor als auch nach dem Erlaß der EheVO vom  2 4 . No­
vem ber 1955.
Bei aller Verschiedenartigkeit der Begründungen ist 
diesen Urteilen eines gemeinsam:
ln  der gegen den SED-Staat gerichteten Tätigkeit des 
Häftlings, deren Sühne bereits durch die Verurteilung 
erfolgt, w ird nicht nur ein Angriff gegen den soziali­
stischen S taat selbst, sondern gleichzeitig eine M iß­
achtung der diesem Staat untergeordneten ehelichen 
Lebensgemeinschaft als „Keimzelle der sozialistischen 
Gesellschaftsordnung“ gesehen. Das Bestreben der so- 
rojetzonalen Gerichte bei so geübter Ehescheidungs­
praxis geht dahin, den politischen Häftling über die 
bereits erfolgte Bestrafung hinaus zu demütigen, und 
durch die Auflösung der Ehe die le tzte  menschliche 
Bindung, die ihm H alt geben könnte, zu  zerstören. Da­
m it w ird die für ihn angestrebte Isolierung innerhalb 
der menschlichen Gemeinschaft, auch für den Fall 
seiner Entlassung in späteren Jahren, vollständig.
Im  übrigen aber soll die Scheidung der Ehe dem in 
Freiheit befindlichen Ehegatten eine ungehinderte be­
rufliche und gesellschaftliche Fortentwicklung nach den 
Grundsätzen des Arbeiter- und Bauern-Staates ermög­
lichen.

DOKUMENT 248

U rteil des S tadtbezirksgerichts Berlin-Prenzl. Berg
vom 16. Septem ber 1955 
— Az. 342 R a 154/55 —

Die Zivilkammer h a t fü r Recht erkannt:
1. Die am  11. F eb ruar 1950 vor dem S tandesam t 

Prenzl. Berg von Groß-Berlin (Reg.-Nr. 166/50) 
geschlossene Ehe der P arte ien  w ird geschieden.

2. Der B eklagte ist schuld an der Scheidung.

E n t s c h e i d u n g s g r ü n d e :
Die Klage m ußte E rfolg  haben. Gemäß § 43 des Ehe­
gesetzes kann  ein E hegatte  Scheidung beantragen, 
wenn der andere E hegatte  durch schuldhafte schwere 
Eheverfehlungen oder durch einen ehrlosen oder un­
sittlichen Lebenswandel die eheliche Gem einschaft der­
a r t  ze rrü tte t hat, daß die W iederherstellung einer dem 
W esen der Ehe entsprechenden Lebensgem einschaft 
nicht m ehr erw arte t werden kann.
Das trifft h ier zu. Wie der B eklagte in seiner Verneh­
m ung am  30. A ugust 1955 zugeben m ußte, w urde er 
wegen Verbrechens gegen A rtikel 6 der V erfassung der 
D eutschen D em okratischen Republik und gegen die 
K ontrollratsdirektive 38 A rtikel H IA  I II  zu einer Zucht­
hausstrafe  von vier Jah ren  rech tsk räftig  verurteilt. 
D araus erg ib t sich, daß sich der B eklagte sehr schwer 
gegen die S taatsordnung  in der Deutschen D em okra­
tischen Republik vergangen hat. Der S taa t der D eut­
schen D em okratischen Republik ist ein S taa t der A r­
beiter und B auern und entspricht in  seiner ganzen 
Politik  den In teressen der M ehrheit, näm lich der ge­
sam ten deutschen Bevölkerung. Deshalb ste llt sich jedes 
Verbrechen gegen die S taatsordnung der Deutschen 
D em okratischen Republik im Gegensatz zu den M oral­
und S ittenanschauungen der W erk tätigen  und ist als 
ehrlos zu betrachten.
Der B eklagte h a t also durch sein Verbrechen ein eh r­
loses und unsittliches V erhalten gezeigt. E r  h a t gleich­
zeitig  dam it auch seine ehelichen Pflichten verletzt. Die 
Ehe ist die Grundlage des Gemeinschaftslebens. Sie 
verlangt deshalb von jedem  E hegatten  ein E infügen in 
die Gemeinschaft der W erktätigen. E in E hegatte , der 
dies nicht tu t, verletzt dam it zugleich seine ehelichen 
Pflichten schwer. D am it h a t der B eklagte also auch 
schuldhaft eine schwere Eheverfehlung begangen.
Die Ehe der P arte ien  is t auch unheilbar ze rrü tte t. Das 
ergib t sich bereits aus der langen D auer des G etrennt­
lebens sowie daraus, daß der letzte eheliche V erkehr 
lange Zeit vor der Aufhebung der ehelichen Gemein­
schaft sta ttfand . E s is t der K lägerin auch ohne wei­
te res zu glauben, wenn sie erk lärt, sie sei n icht ge­
willt, die Ehe m it dem B eklagten fortzusetzen.
D am it sind alle V oraussetzungen des § 43 EG. erfüllt. 
E s w ar daher wie geschehen zu erkennen.

gez. P etzer gez. E berhard t gez. K roriorsch

DOKUMENT 249

U rteil des K reisgerichts Pasew alk — Zivilkammer
vom 14. M ärz 1955 

— Az. 3 R a 104/54 —

Die Zivilkam m er h a t fü r  Recht erkannt:
Die am  19. A ugust 1927 vor dem S tandesam t Pasew alk 
geschlossene Ehe der P arteien  w ird zur Alleinschuld 
des V erklagten  geschieden.

T a t b e s t a n d :
Die Ehe der P arte ien  w urde am  19. A ugust 1927 vor 
dem S tandesam t Pasew alk geschlossen. Beide P arte ien  
sind deutscher S taatsangehörigkeit. Die K lägerin ist 
am  20. Jun i 1901 und der V erklagte am  31. Mai 1899 
geboren. Aus der Ehe sind keine K inder hervorgegan­
gen. Die P arte ien  leben seit dem 28. Dezember 1951 
getrennt. D er letzte eheliche V erkehr h a t im Jah re  
1950 stattgefunden. D er letzte gem einsam e W ohnsitz 
w ar Pasewalk. Der V erklagte w urde wegen eines poli­
tischen Vergehens inhaftiert und befindet sich zur Zeit 
zur V erbüßung einer Zuchthausstrafe in Bützow. Die 
K lägerin behauptet, daß der V erklagte durch sein Ver-
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